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Brauchen die sozialen Plattformen Grenzen?

Wie reagieren Deutschland und Europa auf das Verbotsvorhaben in Australien? 

Wie könnten Kinder und Jugendliche die nötige Medienkompetenz trotz eines Verbots erwerben?

Wie schützen vor Depression, Cybermobbing und Abhängigkeit?
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Sollte man soziale Medien für Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren verbieten?
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1 Lies die Einleitung und den Hintergrund im Medienspiegel: https://buzzard.org/329812.
a)	Beschreibe, welche Regelung Australien zur Nutzung sozialer Medien von Jugendlichen einführt und begründet.
b)	Fasse zusammen, wie der Zugang zu sozialen Medien (z. B. TikTok, Instagram) bei uns geregelt ist.
[bookmark: _Hlk176523028]a) Australien möchte Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren den Zugang zu sozialen 	
Medien komplett verbieten. Sie sollen vor den schädlichen Folgen des Social-Media-Konsums, 	
wie Depressionen und Abhängigkeit, geschützt werden. Auch würden soziale Medien Kinder von 	
„echten Freunden“ und „echten Erfahrungen“ fernhalten. Die Betreiber von Plattformen wie 	
Facebook, Instagram, TikTok, Snapchat und X müssen künftig wirksame Altersprüfungen 	
 einführen. Bei Verstößen drohen hohe Geldstrafen für die Plattformbetreiber. 	
				
b) 	In Deutschland gibt es bisher kein allgemeines, gesetzlich festgelegtes Mindestalter für 	
die Nutzung sozialer Medien. Demzufolge existiert kein generelles Verbot zur Nutzung von 	
sozialen Medien für Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren. Aber die 	
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) der EU schreibt vor, dass personenbezogene Daten von 
Kindern unter 16 Jahren nur mit Zustimmung der Eltern verarbeitet werden dürfen. Die 	
meisten Plattformen haben in ihren Geschäftsbedingungen daher Regelungen festgelegt, dass 	
man die die Plattformen erst ab 13 nutzen darf, und dass auch nur mit Zustimmung der Eltern. 	
In der Praxis wird diese Zustimmung oft nicht überprüft, und es ist für Nutzer/innen leicht 	
möglich, ein falsches Geburtsdatum anzugeben, um Zugang zu den Diensten zu erhalten. 	
				
				
				


[bookmark: _Hlk187732180][bookmark: _Hlk187656139]2	Australien verbietet für Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren den Zugang zu sozialen Medien. Stelle zusammen, welche Argumente im Medienspiegel (bzw. in den Originalartikeln) für und welche gegen dieses Verbot angeführt werden. Ergänze die Argumente jeweils durch eigene Aspekte. 

	Pro
	Contra

	Pro 1 (Hajo Schumacher, RADIO EINS):
· Die Altersgrenze im Sinne einer zuverlässigen Alterskontrolle schütze Kinder und Jugendliche vor schädlichen Inhalten und der Suchtgefahr. Die Altersgrenze in Australien sei ein „längst überfälliges Experiment“.
· Social Media seien zu behandeln wie andere Suchtmittel auch (z. B. Alkohol, Nikotin).
· Australien stelle die Machtfrage, denn die Techkonzenerne hielten die Menschen bewusst lange auf den digitalen Plattformen und verdienten mit unseren Daten eine Menge Geld. Sie hätten nicht zuletzt große Meinungsmacht. Es sei höchste Zeit, dass man den Plattformen die Grenzen aufzeige.
	Contra 1 (Sebastian Meineck, NETZPOLITIK.ORG):
· Was Kindern und Jugendlichen schaden könnte, werde sie dennoch erreichen. Sie könnten auf unregulierte Plattformen ausweichen.
· Jugendliche könnten Alterssperren umgehen. 
· Kommunikation, soziale Kontakte und Spielen seien Grundbedürfnisse von Kindern. Deshalb würden Messenger-Dienste und Gaming-Portale in Australien auch nicht beschränkt. Auch YouTube sei ausgenommen.
· Minderjährige bräuchten Erfahrung, Übung, Medienkompetenz und Zuwendung, um selbst mit allen Gefahren klarzukommen.
· Mit Alterskontrollen könnten die Plattformen ihre sonstigen Jugendschutzmaßnahmen sogar zurückfahren, denn Inhaltsmoderation sei teuer.
· Die Altersüberprüfung wäre aufwendig und hätte unerwünschte Nebenwirkungen (Datenschutz, Ausgrenzung von digitaler Teilhabe).

	Pro 2 (Florian Buschmann, FOCUS ONLINE):
· Das Verbot sei „ein wichtiger Schritt gegen Risiken wie Vergleiche, Abnehm-Challenges und Horrorinhalte“.
· Die übermäßige Nutzung von sozialen Medien durch Jugendliche begünstige Depressionen, Angststörungen und ein negatives Selbstbild.
· Jugendliche befänden sich in einer sensiblen Phase der Persönlichtkeitsentwicklung. Sie neigten dazu, gefilterte und verzerrte Darstellungen in den sozialen Medien als Schablonen bzw. Vorbilder zu nehmen. Dies rechtfertige einen besonderen Schutz.
· Die Diskussion um Social Media sollte auch präventive Maßnahmen, Bildung und die Sensibilisierung der gesamten Gesellschaft umfassen.
	Contra 2 (Johannes Drosdowski, TAZ):
· Ein Verbot sozialer Medien für Jugendliche sei Altersdiskriminierung. 
· Gewalt, Betrug und Propaganda gebe es auch in der realen Welt. Ein Verbot sozialer Medien für Kinder und Jugendliche unter 16 schade den Opfern.
· Ein Verbot übersehe die positiven Effekte: Austausch unter Gleichgesinnten, Selbsthilfegruppen, Bestärkung des Selbstwertgefühls, z. B. für queere Jugendliche. Für sie seien soziale Medien digitale Schutzräume.

	Weitere Pro-Argumente:
indivuelle Schülerlösungen
	Weitere Contra-Argumente:
indivuelle Schülerlösungen



3	Entscheidungsspiel:
a)	Würde ein deutsches Gesetz nach dem Vorbild Australiens, das die Nutzung sozialer Medien erst ab 16 Jahren erlaubt, in eurer Klasse auf Zustimmung stoßen? Führt dazu eine geheime Abstimmung durch und zählt die Stimmen aus.
b)	Verkündet das Ergebnis und stellt es grafisch dar.

Individuelles Ergebnis der Lerngruppe. Geeignete Darstellungsformen sind z. B. Balken- oder Säulendiagramm, gestapelte Balken- oder Säulendiagramme (wie in der Vorlage bei Aufgabe 4) oder Kreissegmentdiagramme („Tortendiagramme“).

4	Umfrage:
a)	Erstellt eine Umfrage: Sind die Mitschüler/innen eures Jahrgangs (und anderer Jahrgänge) für oder gegen ein Verbot sozialer Medien für Jugendliche unter 16 Jahren? Vielleicht könnt ihr auch eine Umfrage unter den Lehrkräften und Eltern eurer Schule durchführen.
b)	Stellt die Ergebnisse eurer Umfrage(n) in geeigneter Form grafisch dar. Ihr könnt dazu ein entsprechendes Computerprogramm nutzen oder die Vorlage auf diesem Arbeitsblatt gemäß euren Umfrageergebnissen farbig gestalten.

Individuelles Ergebnis der Lerngruppe. Geeignete Darstellungsformen sind z. B. Balken- oder Säulendiagramm, gestapelte Balken- oder Säulendiagramme (wie in der Vorlage bei Aufgabe 4) oder Kreissegmentdiagramme („Tortendiagramme“).

c) 	Verfasst eine „Pressemitteilung“ eurer Umfrageergebnisse. Diese könnt ihr in eurer Schulzeitung oder auf der Website eurer Schule veröffentlichen oder auch an die lokale Presse weiterleiten.

In der Pressemitteilung sollen die journalistischen W-Fragen beantwortet werden, in diesem Fall einer Umfrage: Wer (die Klasse xy) hat wen (Anzahl und Jahrgangsstufen der befragten Schülerinnen und Schüler, Anzahl der befragten Eltern, Lehrkräfte usw.), wann, wo und wozu befragt?

5	Die Regulierung von sozialen Medien und Plattformen in der EU:
[bookmark: _Hlk187734084]	Soziale Medien spielen eine zentrale Rolle in unserem Alltag. Gleichzeitig stehen sie wegen Datenschutzproblemen, Desinformation (bewusste Falschinformationen, „Fake News“) und Hassrede oft in der Kritik. Die Europäische Union (EU) hat verschiedene Maßnahmen und Gesetze entwickelt, um soziale Medien zu regulieren:

[bookmark: _Hlk187734098]M1 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
Die Datenschutz-Grundverordnung wurde 2016 in der EU verabschiedet. Sie regelt die Verarbeitung personenbezogener Daten. Dadurch sollen persönliche Daten geschützt werden; Nutzerinnen und Nutzer erhalten mehr Kontrolle darüber, wie ihre Daten verwendet werden. Andererseits soll der freie Datenverkehr in der EU gewährleistet werden.



[bookmark: _Hlk187734120]M2 Digital Services Act (DSA)
Der DSA ist seit November 2022 in der EU in Kraft und durch das „Gesetz über digitale Dienste“ in Deutschland anwendbar. Plattformen müssen Desinformation und illegale Inhalte schnell entfernen und die Grundrechte der Nutzerinnen und Nutzer schützen. Dafür verpflichtet der DSA die Plattformen, Risikoanalyse und Risikominimierung durchzuführen, z. B. indem sie Faktenchecks anbieten.

a)	Notiere mindestens zwei Vorteile und zwei Nachteile, die die Regelungen (DSGVO und DSA) für Nutzer/innen, Plattformen und die Gesellschaft insgesamt haben könnten.

	Mögliche Vorteile
	Mögliche Nachteile

	· Verbesserter Datenschutz (DSGVO):
Die DSGVO stärkt die Rechte der Nutzerinnen und Nutzer, indem sie Transparenz schafft und den Schutz personenbezogener Daten sicherstellt. Nutzerinnen und Nutzer haben beispielsweise das Recht, ihre Daten löschen zu lassen (Recht auf Vergessenwerden).
· Höhere Verantwortung von Plattformen (DSA):
Der DSA verpflichtet Plattformen, gegen illegale Inhalte vorzugehen und Desinformation zu bekämpfen. Dies trägt dazu bei, eine sicherere und vertrauenswürdigere digitale Umgebung zu schaffen.
	· Erhöhter Aufwand für Unternehmen (DSGVO und DSA):
Die Einhaltung der Regelungen kann für Plattformen und Unternehmen mit erheblichen Kosten und administrativem Aufwand verbunden sein, insbesondere für kleinere Unternehmen oder Start-ups. Diese wandern möglicherweise aus Europa ab oder bieten ihre Dienstleistungen dort offiziell nicht mehr an.
· Mögliche Auswirkungen auf die Meinungsvielfalt (DSA):
Die Verpflichtung, Inhalte zu moderieren, könnte dazu führen, dass Plattformen Inhalte übermäßig entfernen, um rechtliche Konsequenzen zu vermeiden (Overblocking). Dies könnte die Meinungsvielfalt beeinträchtigen.



b)	Überlege: Wie könnten diese Regelungen die Nutzung von sozialen Medien in deinem Alltag beeinflussen?
Individuelle Schülerlösungen. Eine mögliche Antwort könnte sinngemäß lauten: Regelungen wie 	
die DSGVO sorgen dafür, dass wir mehr Kontrolle über unsere Daten haben, z. B. kann man 	
sehen, welche Infos Plattformen über uns speichern, und diese löschen lassen. Der DSA soll 	
dafür sorgen, dass weniger Fake News und gefährliche Inhalte in sozialen Medien landen, was 	
die Nutzung sicherer machen soll. Allerdings werden häufig Cookie-Banner eingeblendet und 	
man sei geneigt, sie „blind“ wegzuklicken. 	

c)	Stell dir vor, du bist Teil der EU-Kommission. Schlage eine weitere Maßnahme vor, die die sozialen Medien sicherer oder besser machen könnte. Begründe deinen Vorschlag und diskutiert ihn anschließend. 
Die Schülerinnen und Schüler könnten z. B. die Vorschläge Andrej Priboschek (Medienspiegel, 	
Analyse) von NEWS4TEACHERS aufgreifen, die Plattformen zu verpflichten, mindestens eine 	
in Europa wohnende Person zu benennen, die presserechtliche Verantwortlichkeit übernimmt. 	
Diese Person würde für Falschinformationen, die verbreitet werden, haften. Auf LinkedIn 	
würde dies bereits gut funktionieren. Dort gebe es auch eine Klarnamenregelung. 	
Denkbar wäre auch, die Rolle der Eltern in den Blick zu nehmen oder Sanktionen für Eltern zu 	
prüfen, die die bestehenden Einschränkungen bei der Nutzung sozialer Medien durch ihre 	
Kindern nicht überprüfen. 	
Weiteres Potenzial steckt in der Entwicklung von KI. Sie könnte z. B. Altersprüfungen 	
übernehmen. Dazu bietet sich evtl. eine weiterführende Recherche für interessierte 	
Schülerinnen und Schüler an.	
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